
HINWEISE

Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen
Es wird darauf hingewiesen, dass neben der in die Planzeichnung nach-
richtlich übernommenen Hochspannungsfreileitung und außerhalb der mit 
Leitungsrechten zu belastenden Flächen auch weitere, untergeordnete 
Leitungen im Plangebiet oder unmittelbar an das Plangebiet angrenzend 
verlaufen können. Über die aktuelle Lage der Ver- und Entsorgungslei-
tungen bzw. bislang nicht bekannten Leitungen sind vor dem Beginn der 
Bauarbeiten bei den Leitungsträgern ausreichende aktuelle Informationen 
zum Trassenverlauf und zu einzuhaltenden Schutzabständen einzuholen.

Hochspannungsfreileitungen 
Die tatsächliche Lage der Hochspannungsfreileitungen und somit auch 
des Schutzstreifens ergibt sich ausschließlich aus der Örtlichkeit. Der 
Schutzstreifen der 110-kV-Hochspannungsfreileitung Derne - Wambel,  
Bl. 1567, zwischen den Masten 1 bis 4, ist von Bebauung frei-
zuhalten. Bauwerke (z.B. Krananlage) auf den geplanten Flächen für 
Nebenanlagen (Güterverladestation, Stellplatzanlage) sowie Bauteile einer 
Oberleitungsanlage zur Elektrifizierung des Gleisanschlusses (Maste, 
Freileitung) dürfen im Bereich des Schutzstreifens eine maximale Höhe 
von  94,00 m üNN (max. 14,00 m ü OKT) zwischen den Masten 2 und 3 
sowie von 96,00 m üNN (max. 16,00 m ü OKT) zwischen den Masten 3 
und 4 nicht überschreiten. Gebäude erhalten eine Bedachung nach DIN 
4102 „Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen“, Teil 7, Glasdächer 
sind nicht zulässig. Parkflächen für LKW dürfen im Schutzstreifen der 
Leitung eine maximale Höhe von 81,00 m üNN nicht überschreiten. Die 
Maste müssen in einem Umkreis von 15,00 m Radius von sämtlichen 
Maßnahmen freigehalten werden und im Falle der Errichtung einer 
Parkfläche für LKW zu Lasten des Verursachers durch geeignete Maß-
nahmen vor Anfahren geschützt werden (z.B. durch Leitplanken). 
Im Schutzstreifen der Leitung dürfen nur solche Anpflanzungen vorge-
nommen werden, die eine Endwuchshöhe von max. 15m erreichen. In den 
Randbereichen außerhalb des Schutzstreifens sollen nur Gehölze zur 
Anpflanzung kommen, die in den Endwuchshöhen gestaffelt sind.
Die Leitung und die Maststandorte müssen jederzeit zugänglich bleiben, 
insbesondere ist eine Zufahrt auch für schwere Fahrzeuge zu gewähr-
leisten. Alle die Hochspannungsfreileitungen gefährdende Maßnahmen 
sind untersagt. Von den einzelnen ggf. auch nicht genehmigungspflich-
tigen Bauvorhaben im Schutzstreifen der Leitung bzw. in unmittelbarer 
Nähe dazu sind der RWE Rheinland Westfalen Netz AG Bauunterlagen 
(Lagepläne und Schnittzeichnungen mit Höhenangaben in m ü NN) zur 
Prüfung und abschließenden Stellungnahme bzw. dem Abschluss einer 
Vereinbarung mit dem Grundstückseigentümer/Bauherrn zuzusenden. 
Alle geplanten Einzelmaßnahmen, insbesondere Geländeveränderungen, 
Anpflanzungsmaßnahmen oder die Installation einer Straßenbeleuch-
tungsanlage bedürfen der Zustimmung des Versorgungsträgers RWE.

Erdarbeiten, Bodenbewegungen
Sollten sich bei den geplanten Baumaßnahmen Anhaltspunkte für das 
Vorliegen einer Altlast oder schädlichen Bodenveränderung ergeben, so 
sind diese gemäß § 2 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LbodSchG) NW 
vom 09.05.2000 in Verbindung mit §§ 4 und 6 Bundesbodenschutz-
gesetz (BBodschG) vom 17. März 1998 unverzüglich dem Umweltamt der 
Stadt Dortmund als Untere Bodenschutzbehörde anzuzeigen.
      

Die Verwendung von Recycling-Material und industriellen Nebenpro-
dukten für die Herstellung eines tragfähigen Untergrundes etc. ist bei 
einem Gesamtvolumen > 800 m  je Maßnahme beim Umweltamt - Untere 
Abfallwirtschaftsbehörde - anzuzeigen. Der Einbau darf erst nach Zu-
stimmung des Umweltamtes erfolgen. Die Verwendung von Baurest-
stoffen / Recycling-Materialien oder Bodenaushub mit Schadstoffgehalten 
> Z 1.1 (Dortmunder Einbauwerte) setzt grundsätzlich in jedem Einzelfall 
eine formale Zustimmung des Umweltamtes (wasser-/abfallrechtliche 
Erlaubnis gemäß Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG)) voraus.

Bodeneingriffe und Meldepflicht von Bodenfunden
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmale entdeckt werden. 
Bodeneingriffe sind alle Arten von Erdarbeiten, z.B. Abgrabungen, Aus-
schachtungen, Bohrungen, Ramm- und Spundarbeiten. Bodendenkmale 
können sein: Gegenstände und Bruchstücke von Gegenständen, Reste 
baulicher Anlagen, Hohlräume, Knochen und Knochensplitter, Verände-
rungen und Verfärbungen der natürlichen Bodenbeschaffenheit sowie 
Abdrücke tierischen oder pflanzlichen Lebens. 
Die Entdeckung von Bodendenkmalen oder von mutmaßlichen Hinweisen 
darauf ist gem. § 15 Denkmalschutzgesetz (DSchG NW) der Unteren 
Denkmalbehörde der Stadt Dortmund (Tel 0231-50 24292, Fax 0231-50 
26730) oder dem Amt für Bodendenkmalpflege in Olpe (Tel 02761-93750, 
Fax 02761-2466) unverzüglich anzuzeigen. Die Entdeckungsstätte ist drei 
Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten.

Baumschutz
Soweit keine anderen Regelungen getroffen werden, gelten für den vor-
handenen Baumbestand die Bestimmungen der „Satzung zum Schutz des 
Baumbestandes in der Stadt Dortmund“ in der jeweils gültigen Fassung. 

Ton- und Fernsehrundfunkempfang
Bei Bauwerken mit großen Stahlbetonflächen oder mit Metallfassaden und 
-dächern kann es zu erheblichen Störungen des Ton- und Fernsehrund-
funkempfanges durch Reflexionen kommen, auch wenn das Bauwerk 
selbst keine Abschattung erzeugt.

Methanausgasungen
Die Karte der potentiellen Methangasaustritte im Stadtgebiet Dortmund 
(Stand: Februar 2000) unterteilt das Stadtgebiet in mehrere Bereiche 
hinsichtlich der Austrittswahrscheinlichkeit. Das Plangebiet liegt in der Zo-
ne 1 dieser Karte. Danach sind Methangasaustritte "wenig wahrscheinlich" 
und Auswirkungen auf die ausgewiesenen Nutzungen nicht zu erwarten.

Beseitigung von Niederschlagswasser 
Das Niederschlagswasser ist in das öffentliches Regenwassernetz 
einzuleiten und wird gedrosselt über Regenrückhaltebecken den örtlichen 
Gewässern zugeführt. 
Bei Bauvorhaben ist die Satzung über die Entwässerung der Grundstücke 
der Stadt Dortmund vom 30.4.2008 zu beachten.

Überflutungsschutz
In den Baugebieten sind die Oberkanten der ausgebauten Bauflächen so 
herzustellen, dass sie mindestens 15 cm über der anschließenden 
öffentlichen Erschließungsstraße bzw. der angrenzenden verlegten 
Rüschebrinkstraße liegen. Es ist durch geeignete Maßnahmen sicherzu- 
stellen, dass im Fall von Starkregenereignissen das Niederschlagswasser 
der Grundstücke nicht auf angrenzende Bauflächen abgeleitet wird.
Unbefestigte Flächen auf den Grundstücken müssen nicht angehoben 
werden. Es kann bei Starkregenereignissen zu einem Einstau dieser 
Flächen kommen. Einzelfälle sind im Rahmen des Baugenehmigungs- 
verfahrens zu betrachten.

Kampfmittelbeseitigung
Nach dem Ergebnis der Luftbildauswertung ist vor Beginn der Bauarbei-
ten eine Überprüfung der zu bebauenden Fläche und der Baugrube durch 
den Kampfmittelbeseitigungsdienst der Bezirksregierung Arnsberg 
durchzuführen. Der Antrag auf Untersuchung der Fläche sollte durch das 
Ordnungsamt der Stadt Dortmund  (Olpe 1, 44122 Dortmund, Tel. 
0231/50-22978 oder 50-25955) mindestens 5 Werktage vor dem 
gewünschten Termin bei der Bezirksregierung Arnsberg erfolgen. Die 
Bescheinigung des Ordnungs-amtes über den Abschluss der Kampf-
mittelbeseitigung ist an der Baustelle im Original oder in Kopie aufzu-
bewahren und auf Verlangen vorzuzeigen.

KENNZEICHNUNG 
(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Altlasten
Die mit der Signatur                        gekennzeichnete Fläche ist im Kataster 
der Stadt Dortmund über Altlasten und Altlastenverdachtsflächen als 
Industrie-  und in Teilen als Schüttungsfläche gekennzeichnet.
Nach einem vorliegenden Gutachten aus dem Jahr 2008 sind im gesam-
ten Planungsbereich Auffüllungen vorhanden, die z.T. mehrere Meter 
mächtig werden können. In einzelnen, lokal begrenzten Bereichen wurden 
für das Element Chrom Überschreitungen der Prüfwerte der Bundesbo-
denschutzverordnung (BBodSchV) für Industrie- und Gewerbeflächen oder 
organoleptische Auffälligkeiten festgestellt. Die Ergebnisse der 
Detailuntersuchung (Cr   - Analysen) zeigen, dass es sich hierbei im 
Wesentlichen um das toxikologisch weniger relevante Cr    handelt, so 
dass das Gefährdungspotenzial über den Pfad Boden-Mensch als eher 
gering einzuschätzen ist. 
Bei allen öffentlichen Grünflächen und sonstigen unversiegelten Flächen 
hat der Boden im Horizont von 0,0 bis 0,5 m unter künftiger Geländeober-
fläche die Vorsorgewerte der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) 
bzw. die Zuordnungswerte Z 0 Dortmunder Einbauwerte einzuhalten. Es 
sind ausschließlich natürliche Böden zu verwenden. Im Horizont zwischen 
0,5 m und 1,0 m unter künftiger Geländeoberfläche sind die Zuordnungs-
werte Z 1.1 Dortmunder Einbauwerte einzuhalten.
Im Bereich der Anpflanzung großkroniger Bäume sind die Vorgaben des 
Merkblatts Nr. 44 des LANUV (Landesamt für Natur, Umwelt und Ver-
braucherschutz NRW, ehemals Landesumweltamt - LUA -) „Anforde-
rungen an das Aufbringen und Einbringen von Materialien auf oder in den 
Boden gemäß § 12 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung“ bzgl. 
der Qualität und Mächtigkeit des Bodens zu beachten. 
Bei GI-  und GE- Flächen hat der Boden im Bereich künftiger unversie-
gelter Freiflächen im Horizont von 0,0 bis 0,5 m unter künftiger Gelände-
oberfläche die Zuordnungswerte Z 0 Dortmunder Einbauwerte und im 
Horizont zwischen 0,5 m und 1,0 m unter künftiger Geländeoberfläche die 
Zuordnungswerte Z 1.1 Dortmunder Einbauwerte einzuhalten. Unter 
versiegelten Flächen (Verkehrsflächen, Gebäude) sind im obersten Meter 
unter der künftigen Geländeoberfläche als  Zuordnungswerte Z 1.2 
Dortmunder Einbauwerte einzuhalten. Die wasserrechtlichen Vorschriften 
sind einzuhalten. Im Falle der Verwendung externer Materialien ist im 
Vorfeld ein wasserrechtliches Genehmigungsverfahren durchzuführen.
Je nach künftiger Nutzung können in den GI- und GE- Bereichen ggf. 
zusätzliche Bodenuntersuchungen und Sicherheitsmaßnahmen erforder-
lich werden. Art und Umfang dieser Maßnahmen werden im Baugenehmi-
gungsverfahren festgelegt.
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Sofern diese Werte nicht schon durch Grundrissgestaltung und 
Baukörperanordnung eingehalten werden können, sind schall-
schützende Außenbauteile wie z. B. Schallschutzfenster, 
Außentüren, Dachflächen, Wände etc. entsprechend der VDI-
Richtlinie 2719 zu verwenden.
Die vorgenannten Schallschutzanforderungen sind im Rahmen der 
nach landesrechtlichen Vorschriften vorgeschriebenen schall-
technischen Nachweisführung zu berücksichtigen. Maßgebend ist 
die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbau-
ordnung - (BauO NRW) in ihrer zum Zeitpunkt der Errichtung der 
baulichen Anlage gültigen Fassung.

     

(2) Verkehrslärm

In dem mit der Ziffer    3    gekennzeichneten Baugebiet (GE) sind 
bei allen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten aufgrund der Lärm-
belastung des Schienenverkehrs der Bahnstrecke Dortmund-
Obereving - Dortmund Scharnhorst sowie des Kfz-Verkehrs der 
verlegten Rüschebrinkstraße für die Gebäude bauliche und 
sonstige technische Vorkehrungen zur Lärmminderung zu treffen. 
Dabei dürfen Innenschallpegel, wie in der nachfolgenden Tabelle 
aufgeführt, nicht überschritten werden.
Die Tabelle ist nur insoweit anwendbar, als die dort genannten 
Raumarten nach den Festsetzungen über die Art der baulichen 
Nutzung zulässig sind:

22

Bestätigung nach Bekanntmachungsverordnung

Hiermit wird entsprechend § 2 Abs. 3 der Bekannt-
machungsverordnung vom 26.08.1999 (GV NRW 1999, 
S. 516) bestätigt, dass der Wortlaut der Satzung über 
den Bebauungsplan InN 222 - ehemalige Sinteranlage - 
mit dem Beschluss des Rates vom _ _ _  _ _ _  _ _ _ 
übereinstimmt und dass die Verfahrensvorschriften 
gemäß § 2 Abs. 1 und 2 BekanntmachungsVO einge-
halten worden sind.

Dortmund,

Oberbürgermeister

Bebauungsplan  InN 222      -  ehem. Sinteranlage  - 

Bescheinigung Planzeichnung

Die Planunterlage entspricht den Anforderungen des § 1 
der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990. Die 
Grenzen und Bezeichnungen der Flurstücke stimmen 
mit dem Nachweis des Liegenschaftskatasters Stand
_ _ _  _ _ _  _ _ _  überein. Die Festlegung der 
städtebaulichen Planung ist geometrisch eindeutig. 

Dortmund, 

Leiter des Katasteramtes oder ÖBVI

Aufstellungsbeschluss

Der Rat hat am  19.06.2008   nach § 2 Abs. 1 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414, 
BGBl. III FNA 213-1) beschlossen, den Bebauungsplan 
InN 222 aufzustellen und die Öffentlichkeit nach § 3  
Abs. 1 BauGB frühzeitig an der Bauleitplanung zu 
beteiligen.

Dortmund,

Oberbürgermeister                             Ratsmitglied

Bürgerbeteiligung

Die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
hat in der Zeit vom  24.08.2009  bis  07.09.2009 
stattgefunden.

Dortmund,

Bereichsleiter

Beschluss zur Öffentlichkeitsbeteiligung

Der Rat hat am _ _ _  _ _ _  _ _ _ nach § 3 Abs. 2 Satz 1 
BauGB beschlossen, diesen Bebauungsplan-Entwurf mit 
Begründung auf die Dauer eines Monats öffentlich 
auszulegen.

Dortmund,

Oberbürgermeister                          Ratsmitglied

Öffentliche Auslegung

Dieser Bebauungsplan-Entwurf mit Begründung hat nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB auf die Dauer eines Monats 
vom _ _ _  _ _ _  _ _ _bis_ _ _  _ _ _  _ _ _ einschließlich 
öffentlich ausgelegen. 

Dortmund,

Bereichsleiter

Satzungsbeschluss

Der Rat der Stadt hat am _ _ _  _ _ _  _ _ _ nach § 10 
Abs. 1 BauGB i.V.m. den §§ 7 und 41 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666, SGV NRW 2023) diesen Bebauungsplan als 
Satzung beschlossen.

Dortmund,

Oberbürgermeister                                 Ratsmitglied

Inkrafttreten

Der Satzungsbeschluss ist nach § 10 Abs. 3 BauGB in 
den "Dortmunder Bekanntmachungen" - Amtsblatt der 
Stadt - Nr.              vom_ _ _  _ _ _  _ _ _  ortsüblich 
bekannt gemacht worden. Mit dieser Bekanntmachung 
ist der Bebauungsplan  InN 222  - ehemalige 
Sinteranlage - in Kraft getreten.

Dortmund,

Bereichsleiter

- an den Endverbraucher gerichtete Verkaufsstellen von Gewer-
be- oder Handwerksbetrieben, wenn diese im funktionalen und 
räumlichen Zusammenhang mit dem im Plangebiet ansässigen 
produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieb sind. Dabei 
muss die Summe der Verkaufs- und Ausstellungsflächen unter 
der Größe der Geschossfläche des Handwerks- oder des 
produzierenden Gewerbebetriebsteils liegen. 
Im Rahmen der ausnahmsweisen Zulässigkeit von an den End-
verbraucher gerichteten Verkaufsstellen von Gewerbe- oder Hand-
werksbetrieben sind Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich 
angegliederten Kfz- und/oder Caravanverkauf ebenfalls zulässig.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 

Festsetzungen nach § 9 Abs. 1  BauGB in Verbindung mit der 
BauNVO

§ 1 Art der baulichen Nutzung
Industriegebiet (GI) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 3 - 10 sowie § 9 
BauNVO)

(1) Die gemäß § 9 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO in GI - Gebieten 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
-  Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und 
sportliche Zwecke
werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

(2) Einzelhandelsbetriebe, die sich ganz oder teilweise an 
Endverbraucher richten, sind nicht zulässig.
Ausnahmsweise zulässig sind:

§ 2 Art der baulichen Nutzung
Gewerbegebiet (GE) 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 1 Abs. 3 - 10 sowie § 8  
BauNVO)

(1) Die gemäß § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO in GE - Gebieten 
ausnahmsweise zulässigen Nutzungen
-  Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke
-  Vergnügungsstätten 
werden nicht Bestandteil des Bebauungsplans.

(2) Einzelhandelsbetriebe, die sich ganz oder teilweise an 
Endverbraucher richten, sind nicht zulässig.
Ausnahmsweise zulässig sind:

- an den Endverbraucher gerichtete Verkaufsstellen von Gewer-
be- oder Handwerksbetrieben, wenn diese im funktionalen und 
räumlichen Zusammenhang mit dem im Plangebiet ansässigen 
produzierenden Gewerbe- oder Handwerksbetrieb sind. Dabei 
muss die Summe der Verkaufs- und Ausstellungsflächen unter 
der Größe der Geschossfläche des Handwerks- oder des 
produzierenden Gewerbebetriebsteils liegen. 
Im Rahmen der ausnahmsweisen Zulässigkeit von an den End-
verbraucher gerichteten Verkaufsstellen von Gewerbe- oder Hand-
werksbetrieben sind Betriebe des Kfz-Handwerks mit räumlich 
angegliederten Kfz- und/oder Caravanverkauf ebenfalls zulässig.

§ 5 Nebenanlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB in Verbindung mit § 14 BauNVO)

(1) Nebenanlagen und Stellplätze sind nur innerhalb der festge-
setzten Baugrenzen (überbaubare Grundstücksflächen) und den 
gesondert festgesetzten Flächen für Nebenanlagen und Stell-
plätze zulässig.

(2) In den Baugebieten GI und GE sind der Versorgung der Bauge-
biete mit Elektrizität, Gas, Wärme und Wasser sowie zur Ableitung 
von Abwasser dienende Nebenanlagen als Ausnahme zulässig, 
auch soweit für sie keine besonderen Flächen festgesetzt sind.

§ 7 Führung von Versorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

§ 8 Anforderung an Tragwerkskonstruktionen der 
Hallengebäude
(§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB)

Die Tragwerkskonstruktionen der Hallengebäude in den GI- und 
den GE-Gebieten sind statisch so auszulegen, dass sie aus-
reichend dimensioniert sind, um die Installation von Photovoltaik-
anlagen aufzunehmen. 

§ 10 Flächen für den Wald 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 b BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 
BauGB)

Auf den mit der Ziffer         gekennzeichneten Flächen sind unter 
Erhaltung der Bestandswaldflächen mit bodenständigen, standort-
gerechten Waldgehölzen flächendeckend Ersatzaufforstungen bis 
spätestens zwei Jahre nach Rechtskraft des Bebauungsplanes 
InN 222 anzulegen. Es ist ausschließlich Forstware aus den ge-
eigneten Herkunftsgebieten nach dem Gesetz über forstliches 
Saat- und Pflanzgut (Forstvermehrungsgesetz FoVG) zu verwen-
den. Im Zuge der fünfjährigen Aufwuchspflege sind Gehölzausfälle 
zu ersetzen. Fahr-, Rad- und Wanderwege sind ausschließlich mit 
wassergebundenen Wegedecken auszubauen.
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§ 6 Geh-, Fahr- und Leitungsrechte
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Die mit dem Buchstaben    A   gekennzeichneten Flächen werden 
mit einem Geh- und Fahrrecht zugunsten der Stadt Dortmund 
belastet (Rettungs- und Wirtschaftsweg).

Die mit dem Buchstaben    B   gekennzeichneten Flächen werden 
mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Stadt 
Dortmund belastet.

Die mit dem Buchstaben   C   gekennzeichneten Flächen werden 
mit einem Geh, Fahr- und Leitungsrecht zugunsten der Betreiber 
der Grundwasserbewirtschaftung belastet (Grundwasservorflut). 

Die mit dem Buchstaben   D   gekennzeichneten Flächen werden 
mit einem Leitungsrecht (unterirdisch) zugunsten der 
ThyssenKrupp Steel Europe belastet. 

Die mit dem Buchstaben   E   gekennzeichneten Flächen werden 
mit einem Leitungsrecht (unterirdisch) zugunsten der E.ON 
Ruhrgas AG belastet (Ferngasleitung). 

Die mit dem Buchstaben   F   gekennzeichneten Flächen werden 
mit einem Leitungsrecht (unterirdisch) zugunsten der DEW 21 
belastet. 

A

B

C

D

E

F

§ 3 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 16 BauNVO)

(1) Die Festsetzung der maximal zulässigen Höhe baulicher Anlagen 
in den Industriegebieten (GI) und dem Gewerbegebiet (GE) 
erfolgt als Definition der Oberkante der gesamten baulichen 
Anlage. Die Höhen werden als Höhenangaben in Metern über 
Normalnull (im Plan m ü NN) angegeben.

(2) Die Überschreitung der festgesetzten Höhen baulicher Anlagen 
durch Schornsteine und Ableitungsvorrichtungen für Abgase und 
Abluft, sofern dies gemäß den Anforderungen der TA Luft 
notwendig ist, sowie durch untergeordnete Dachaufbauten (wie 
z.B. Treppenhäuser oder technische Einrichtungen wie Fahr-
stuhlschächte etc.) ist im gesamten Plangebiet ausnahmsweise 
zulässig.

§ 4 Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

(1) Lärmkontingentierung

Basiskontingente
  2 In den mit der Ziffer         gekennzeichneten Baugebieten sind 

nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräusche die in der 
folgenden Tabelle 1 angegebenen Emissionskontingente L(EK) 
nach DIN 45691 weder tags (6:00 - 22:00 Uhr) noch nachts 
(22:00 - 6:00 Uhr) überschreiten.
Tabelle 1: Emissionskontingente in dB(A)

11

Zusatzkontingente
In den mit der Ziffer          gekennzeichneten Baugebieten gilt 
zusätzlich: 
Für die in dem Plan dargestellten Richtungssektoren A bis M 
erhöhen sich die Emissionskontingente L(EK) um folgende 
Zusatzkontingente:
Tabelle 2: Sektoren mit Zusatzkontingenten in dB(A)

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691: 2006-12, 
Abschnitt 5.

1

 

§ 9 Öffentliche Grünfläche  
- Extensive naturnahe Grünfläche - 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 
BauGB) 

 

Innerhalb der mit Ziffer          gekennzeichnete öffentliche 
Grünfläche der Zweckbestimmung - Extensive naturnahe 
Grünfläche -  sind Fahr-, Rad- und Wanderwege ausschließlich 
mit wassergebundenen Wegedecken auszubauen. 

Öffentliche Grünfläche  - Grünverbindung - 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 
BauGB)

Innerhalb der mit Ziffer          gekennzeichneten öffentlichen 
Grünflächen mit der Zweckbestimmung - Grünverbindung - ist ein 
durchgängiger Rad- und Wanderweg mit begleitenden Vegeta-
tionsflächen anzulegen.

44
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STRASSENQUERSCHNITTE  M 1 : 100

Verlegte Rüschebrinkstraße

Planstraße A / Planstraße B

Verlängerte Friedrich-Hölscher-Straße

§ 11 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen und Bindungen für Bepflanzungen und 
für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB)

  Die mit der Ziffer         gekennzeichnete nicht überbaubare Grund-
stücksfläche der GE / GI - Gebiete nördlich der DB - Strecke Dort-
mund - Obereving - Scharnhorst ist als Gehölzfläche dauerhaft 
zu erhalten.

77

 
Die mit der Ziffer           gekennzeichnete Verkehrsgrünfläche südlich 
Wambeler Heide ist zu 60% mit einer Extensivwiese und zu 40% mit 
standortgerechten, heimischen Laubgehölzen zu begrünen, fachge-
recht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten.

Die mit der Ziffer           gekennzeichnete Fläche an der westlichen 
Straßenseite der Planstraße B ist mit Ausnahme der erforderlichen Zu- 
und Ausfahrten in einer Breite von 10 m als Pflanzstreifen herzustellen. 
Dabei sind hochstämmige, großkronige Laubbäume 1. Ordnung 
(Wuchsendhöhe über 20 m) mit einem Mindeststammumfang von 18 -
20 cm (in 1 m Höhe gemessen) zu verwenden und in einem Regelab-
stand von 12 m zu pflanzen. Die Baumpflanzungen sind zu mindestens 
40% mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen und Stauden zu 
unterpflanzen. Wiesenflächen sind extensiv anzulegen und zu pflegen. 
Einfriedungen der angrenzenden Bauflächen sind mit Hecken aus 
standortgerechten, heimischen Laubgehölzen so einzugrünen, dass 
Zäune oder ähnlich massive Einbauten sich innen liegend befinden. 
Die Bepflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu 
pflegen.

Die mit der Ziffer          gekennzeichnete Fläche entlang der westlichen 
Straßenseite der verlegten Rüschebrinkstraße ist als Pflanzstreifen an-
zulegen. Dabei sind hochstämmige, großkronige Laubbäume 1. Ord-
nung (Wuchsendhöhe über 20 m) mit einem Mindeststammumfang von 
18-20 cm (in 1 m Höhe gemessen) zu verwenden und in einem Regel-
abstand von 12 m zu pflanzen. Die Baumpflanzungen sind zu mindes-
tens 40% mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen und Stau-
den zu unterpflanzen. Wiesenflächen sind extensiv anzulegen und zu 
pflegen. Einfriedungen der angrenzenden Bauflächen sind mit Hecken 
aus standortgerechten, heimischen Laubgehölzen so einzugrünen, 
dass Zäune oder ähnlich massive Einbauten sich innen liegend befin-
den. Die Bepflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und fachgerecht zu 
pflegen.

Die mit der Ziffer         gekennzeichnete Fläche ist in einer Breite 
von 5 m mit standortgerechten, heimischen Laubgehölzen zu begrü-
nen. Einfriedungen der angrenzenden Bauflächen sind mit Hecken 
aus standortgerechten, heimischen Laubgehölzen so einzugrünen, 
dass Zäune oder ähnlich massive Einbauten sich innen liegend 
befinden. Die Bepflanzungen sind dauerhaft zu erhalten und 
fachgerecht zu pflegen.

Auf der nördlichen Straßenseite der Planstraße A sowie auf der 
östlichen bzw. südlichen Straßenseite der Planstraße B sind hoch- 
stämmige, großkronige Laubbäume 1. Ordnung (Wuchsendhöhe 
über 20 m) mit einem Mindeststammumfang von 18 - 20 cm (in 1 m 
Höhe gemessen) in einem Regelabstand von ca. 24 m zu pflanzen, 
fachgerecht zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Die Baumschei- 
ben sind mit bodenbedeckenden Gehölzen oder Stauden flächig 
und dauerhaft zu begrünen. Die offene Fläche muss mind. 8 m² 
betragen. Pro Baum ist ein durchwurzelbarer Raum von mind.12 m³ 
mit Baumsubstrat gem. der Festlegungen der FLL (Forschungsge- 
sellschaft Landesentwicklung Landschaftsbau e.V.) herzustellen. 
Sofern aufgrund der örtlichen Gegebenheiten nur eine kleinere 
offene Vegetationsfläche (Baumscheibe) realisiert werden kann, so 
ist der notwendige Wurzelraum von mind. 12 m³ auch unterhalb 
befestigter Fläche herzustellen. Des Weiteren ist ein vorsorglicher 
Schutz vor Stammschäden zu schaffen (z.B. Hochbord). Die Pflan- 
zung darf für notwendige Zu- und Abfahrten zu den Baugrund-
stücken unterbrochen werden. 

9 9

10 10

11 11

12
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Raumart Mittelungspegel

1. Schlafräume, nachts
1.1 in reinen und allgemeinen Wohngebieten, 30 dB (A)

Krankenhaus- und Kurgebieten
1.2 in allen übrigen Gebieten 35 dB (A)

2. Wohnräume, tags
2.1 in reinen und allgemeinen Wohngebieten, 35 dB (A)

Krankenhaus- und Kurgebieten
2.2 in allen übrigen Gebieten 40 dB (A)

3. Kommunikations- und Arbeitsräume, tags
3.1 Unterrichtsräume, ruhebedürftige Einzel- 40 dB (A)

büros, wissenschaftliche Arbeitsräume,
Bibliotheken, Konferenz- und Vortrags-
räume, Arztpraxen, Operationsräume,
Kirchen, Aulen

3.2 Büros für mehrere Personen 45 dB (A)
3.3 Großraumbüros, Gaststätten, Schalter- 50 dB (A)

räume, Läden

(3) Luftschadstoffe

  In dem mit der Ziffer         gekennzeichneten Baugebiet (GE) sind 
bei allen Neu-, Um- und Erweiterungsbauten aufgrund der beson-
deren Luftschadstoffbelastung gemäß der 39. BImSchV für die Ge-
bäude bauliche und sonstige Vorkehrungen zur Immissionsminde-
rung zu treffen. Zur Gewährleistung eines gesunden Arbeitens ist 
an den Ost- und Nordfassaden von Gebäuden eine mechanische 
Belüftung vorzusehen. Hierbei hat die Frischluftzufuhr von den in 
Richtung Westen orientierten Fassaden der Gebäude zu erfolgen. 
Nach § 31 Abs. 2 BauGB ist eine Ausnahme von der Festsetzung 
des § 4 Abs. 3 der textlichen Festsetzung möglich, wenn im Rah-
men des bauordnungsrechtlichen Prüfverfahrens im Einzelfall gut-
achterlich die Einhaltung der Grenzwerte der 39. BImSchV nach-
gewiesen wird oder andere Maßnahmen den gleichen Schutz 
erreichen wie die im Bebauungsplan festgesetzte Maßnahme. 
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Maßstab

 

Bebauungsplan InN 222 - ehem. Sinteranlage -

Blatt Abteilung Datum
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Änderung Nr.

Stadt Dortmund
Stadtplanungsamt

Übersichtsplan  M 1:10 000

12.12.2011

Zu diesem Plan gehören die Begründung und der Umweltbericht vom 12.12.2011

privat

Höhenentwicklung verlegte Rüschebrinkstraße -  begrünter Lärmschutzwall

privatöffentlich

82 m üNN 78 m üNN  ca. 82 m üNN

NUTZUNGSBEISPIEL (Systemschnitt)  M 1 : 1000

verlegte 
Rüschebrinkstr. Grünraum / Lärmschutzwall Rüschebrinkstr.

 Planausschnitt A                M 1:1000

Planausschnitt A

Hauptversorgungs- und Hauptwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr.13 BauGB)
 

oberirdisch

Zweckbestimmung: 
110 kV - Freileitung

FESTSETZUNGEN NACH DEM BAUGESETZBUCH (BAUGB) VOM 23.09.2004 (BGBI. I.S. 
2414/BGBI III FNA 213-1) UND NACH DER BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BAUNVO) IN DER 
FASSUNG VOM 23.01.1990 (BGBI. I.S.132)

Es gilt die Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung - (BauO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 1. März 2000 (GV NRW S. 256/SGV 232)

Bauweise, Baulinien - Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Baugrenze

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 1 bis 11 BauNVO)

Industriegebiet

Gewerbegebiet

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 - 21a BauNVO)
   

0,9 Grundflächenzahl (GRZ)
 (§ 19 BauNVO)

H max Höchstgrenze der Gebäudehöhe
in Meter ü NN

GI

GE

Flächen für den überörtlichen Verkehr und für 
die örtlichen Hauptverkehrszüge
(§ 5  Abs.2 Nr. 3 und Abs. 4 BauGB)

    
Bahnanlagen 

Zweckbestimmung:
privater Gleisanschluss

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

    
Straßenbegrenzungslinie

Straßenverkehrsfläche

Verkehrsflächen besonderer Zweck-
bestimmung

   Zweckbestimmung:
   F + R Fuß- und Radweg

   BUS Busdurchfahrt, Rettungsverkehr und Ver- 
und Entsorgerverkehr 

Flächen für Versorgungsanlagen, für die 
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung 
sowie für Ablagerungen
(§ 9 Abs. 1 Nr.12, 14 BauGB)

Flächen für Versorgungsanlagen, 
Abfallentsorgung und Abwasserbeseitigung
sowie für Ablagerungen

Regenrückhaltebecken

RegenklärbeckenRKB

RRB

Flächen für Landwirtschaft und Wald
(§ 9 Abs.1 Nr.18b BauGB)

    
Flächen für Wald

Grünflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

öffentliche Grünfläche

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen 
und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 25a und b BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen

 Bepflanzungen, sowie mit Bindungen für
 Bepflanzungen und für die Erhaltung 

von Bäumen, Sträuchern und sonstingen
 Bepflanzungen, sowie von Gewässern
 

Umgrenzung von Flächen mit Bindungen für
 Bepflanzungen und für die Erhaltung 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
 Bepflanzungen, sowie von Gewässern

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

    Lärmschutzwand 

    HOKF  Höhe, Meter über Oberkante Fahrbahn

begrünter Lärmschutzwall

Höhe des Immissionsschutzwalls 
      82,0 in Meter ü NN

Sonstige Festsetzungen

Umgrenzung von Flächen für Neben-
anlagen, Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)

St Stellplätze

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu 
belastende Flächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

bis Geh- Fahr- und Leitungsrecht zugunsten:
s. textliche Festsetzungen § 6 

Textliche Festsetzungen

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung,
z. B. von Baugebieten, oder Abgrenzung 
des Maßes der Nutzung innerhalb eines 
Baugebietes

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs 
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

A F

Sonstige Darstellungen

Verkehrsgrün

     R + W Rad- und Wanderweg

Straßenbäume

Höhenlage, OK  in Meter üNN

Bemaßung

GI01 Teilflächennummerierung Basiskontingente
gemäß Emissionskontingentierung

 Richtungssektorenbezeichnung
  A Zusatzkontingente gemäß 

Emissionskontingentierung

  Sektorengrenzen Zusatzkontingente

REF Bezugspunkt Richtungssektoren 
(GK-Koordinaten: 2604425.00 / 5712940.00)

Gv Güterverladestation

M1 Hochspannungsmast

geplante Stadtbahnstrecke    

Kennzeichnungen nach dem Baugesetzbuch
(§ 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)

Umgrenzung der Flächen, bei deren
 Bebauung und sonstiger Nutzung aufgrund 

vermutlicher Altablagerungen besondere 
Vorkehrungen oder besondere bauliche

 Sicherungsmaßnahmen erforderlich sind 

KENNZEICHNUNG, NACHRICHTLICHE ÜBER-
NAHMEN UND SONSTIGE DARSTELLUNGEN

H 
G

V


